t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500218/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***R*** in der Verwaltungsstrafsache gegen
rEEBfL*HR* KEXBf1I-Adr***, vertreten durch Mag. Igali-lgalffy, LandstraRer Hauptstral3e 34,
1030 Wien, wegen der Verwaltungsiibertretung nach § 5 Abs. 2 Wiener
Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4
Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt fir Wien Nr. 9/2006 in der Fassung
LGBI. fiir Wien Nr. 24/2012, iber die Beschwerde des Beschuldigten vom 11. Méarz 2021 gegen
das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, vom 9. Februar
2021, Zahl: MA67/206701079657/2020, zu Recht erkannt:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG) wird die Beschwerde als
unbegriindet abgewiesen und das angefochtene Straferkenntnis bestatigt.

II. GemalR § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdefiihrende Partei einen Beitrag zu den
Kosten des Beschwerdeverfahrens in Hohe von € 12,00 zu leisten.

lll: GemaR § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde
bestimmt.

IV. Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art.
133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemal § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zuldssig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behdrde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Mit Straferkenntnis vom 9. Februar 2021, Zahl: MA67/206701079657/2020, hat der Magistrat
der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behorde Herrn ***Bf1*** (in weiterer
Folge: Beschwerdefiihrer) angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlassig verkiirzt in dem
er das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behordlichen Kennzeichen ***1*** agm 10.
November 2020 um 11:34 Uhr in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1200 Wien,
Schottenaustralle 22, abgestellt habe ohne bei Beginn des Abstellens fiir seine Kennzeichnung
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mit einem fir den Beanstandungszeitpunkt gultigen Parkschein gesorgt zu haben.

Dadurch habe der Beschwerdefiihrer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2
Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in
Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, in der geltenden
Fassung, verletzt.

Wegen dieser Verwaltungsibertretung werde tUiber den Beschwerdefiihrer gemaR § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Hohe von € 60,00 sowie im Falle der
Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhangt.

Ferner habe der Beschwerdefiihrer gemaR § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 -
VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.
Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00.

Das Straferkenntnis wurde folgendermaRen begriindet:
,Folgender Sachverhalt wurde festgestellt:

Das Fahrzeug wurde um 11:34 Uhr beanstandet, weil es ohne giiltigen Parkschein abgestellt

war.

Dieser Sachverhalt griindet sich auf die Organstrafverfiigung, welche von einem
Parkraumiiberwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien auf Grund einer eigenen
dienstlichen Wahrnehmung gelegt wurde, drei von diesem anléisslich der Amtshandlung
angefertigten Fotos, sowie auf Einsichtnahme in Ihr Konto bei Handy-Parken. Weiters wurde
Beweis durch die eingeholte Lenkerauskunft erhoben.

Die Ubertretung wurde Ihnen mit Strafverfiigung angelastet.

In Ihrem durch lhren rechtsfreundlichen Vertreter fristgerecht eingebrachten Einspruch gegen
die Strafverfiigung wendeten Sie im Wesentlichen ein, dass Sie nach Abstellung des
gegenstdndlichen Fahrzeuges ordnungsgemdif3 einen elektronischen Parkschein gebucht hétten
und libermittelten dazu einen Auszug lhrer Buchung.

Hierzu wird bemerkt:

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung

Die Abgabe ist mit der ordnungsgemdfen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) oder
mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung bei Verwendung eines elektronischen Parkscheines
entrichtet (§ 5 Abs. 1 Parkometerabgabeverordnung kundgemacht im Amtsblatt der Stadt Wien
vom 22.12.2005, Heft Nr. 51).
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Die Aktivierung eines elektronischen Parkscheines erfolgt durch Ubermittlung einer SMS oder
im Wege einer vom Systembetreiber zur Verfiigung gestellten Internet-Applikation (iber das
Internet Protokoll (IP) an das elektronische System. Uber das Mobiltelefon bzw. das (mobile)
Endgeriit ist die beabsichtigte Parkdauer sowie das behérdliche Kennzeichen des abgestellten
mehrspurigen Kraftfahrzeuges einzugeben, sofern das behérdliche Kennzeichen nicht bereits im
Zuge der Einrichtung des Benutzerkontos im System erfasst wurde (Abstellanmeldung).

Danach ist die Riickmeldung des elektronischen Systems durch SMS oder im Wege einer vom
Systembetreiber zur Verfiigung gestellten Internet-Applikation (iber das Internet Protokoll (IP)
ber die durchgefiihrte Transaktion abzuwarten (Bestdtigung).

Wird die Abstellanmeldung durch das elektronische System bestitigt, gilt die Abgabe als
entrichtet oder darf das mehrspurige Fahrzeug fiir einen flinfzehn Minuten nicht
libersteigenden Zeitraum abgestellt werden (§ 7 Abs. 2 und 3 der
Kontrolleinrichtungenverordnung).

Der dem Verwaltungsstrafverfahren zu Grunde liegenden Organstrafverfiigung des
eingeschrittenen Kontrollorgans zufolge wurde die Kontrolle des von Ihnen abgestellten
Kraftfahrzeuges um 11:34 Uhr des genannten Tages durchgefiihrt. Diese Zeitangabe ist deshalb
glaubwiirdig, weil den Kontrollorganen des Magistrats der Stadt Wien als Hilfsmittel fiir die
Erfiillung der iibertragenen Aufgaben elektronische Uberwachungsgerdte (sog. PDA’s) zur
Verfiigung stehen, welche die zum Beanstandungszeitpunkt aktuelle Uhrzeit (iber einen Server
beziehen und vorgeben.

Mittels einer Online-Verbindung kann die Aktivierung des elektronischen Parkscheins liberpriift
werden. Zum Zeitpunkt der Uberpriifung mittels dieser Online-Verbindung war kein Parkschein
gebucht, weshalb die Beanstandung erfolgte.

Eine Nachschau im HANDY-Parken-System ergab, dass der genannte 15-Minuten-Gratis-
Parkschein am besagten Tag um 11:34 Uhr aktiviert wurde.

Jedoch findet Ihre offensichtliche Annahme, die Giiltigkeit des elektronischen Parkscheins
beginne mit der Sekunde 00 der Minute des Einlangens der Bestditigung - womit Sie gleichsam
eine Riickwirkung unterstellen, sodass beispielsweise bei Erhalt der Bestdtigungs-SMS um
11:34:50 Uhr die Giiltigkeit des Parkscheins um 11:34:00 Uhr beginnen wiirde - im
Parkometergesetz und den dazu ergangenen Verordnungen keine Deckung.

Entscheidend ist, ob sich der Lenker von seinem Fahrzeug entfernt, bevor er die Bestdtigung
der Abstellanmeldung erhdlt (die Parkometerabgabe nur dann zu entrichten, wenn man ein
Parkraumiiberwachungsorgan bemerkt, wére andernfalls nicht ausgeschlossen).
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Entfernt sich der Lenker von seinem Fahrzeug, gibt er hierdurch klar zu verstehen, dass aus
seiner Sicht die Phase des Beginns des Abstellens, die zur Abgabenentrichtung zur Verfiigung
steht, beendet ist und er den Vorgang des Einparkens fiir abgeschlossen hiilt.

Dies war gegenstdndlich nach den Feststellungen des Parkraumiiberwachungsorgans (siehe
Beilagen), gegen deren Richtigkeit im Hinblick darauf, dass dieses zur Wahrheit verpflichtet ist
sowie dessen Eingaben in das elektronische Uberwachungsgerit zeitgleich in der zentralen
Datenbank erfasst werden und damit einer stdndigen Kontrolle unterliegen, keine Bedenken
bestehen, der Fall.

Dass die Parkscheinaktivierung in derselben Minute wie die Beanstandung erfolgt ist, dndert
daher nach den vorliegenden Verhdltnissen an der nicht zeitgerechten Aktivierung nichts.

Da die Parkometerabgabe bei Beginn des Abstellens des Fahrzeuges (also unverziiglich, bevor
sich der Lenker vom Fahrzeug entfernt) zu entrichten ist und die Abgabe bei Verwendung
elektronischer Parkscheine (erst) als entrichtet gilt, wenn die Abstellanmeldung durch das
elektronische System bestdtigt wird, haben Sie den Tatbestand der Abgabenverkiirzung nach §
4 Parkometergesetz 2006 verwirklicht, die objektive Tatseite ist daher gegeben (vgl. BFG
18.8.2015, RV/7500838/2015).

Nach § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 genligt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen
Verhaltens Fahrléissigkeit. Fahrldssig handelt, wer die Sorgfalt aufSeracht Idsst, zu der er nach
den Umstdnden verpflichtet und nach seinen geistigen und kérperlichen Verhdltnissen befdhigt
ist und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt
verwirklichen kénnte, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht (§ 6 StGB).

Auf Grund der Aktenlage war Fahrldssigkeit anzunehmen. Somit sind sowohl die objektiven als
auch die subjektiven Voraussetzungen fiir die Strafbarkeit gegeben.

Sie haben daher die Parkometerabgabe nicht entrichtet und somit fahrldssig verkiirzt.
Zur Strafbemessung ist Folgendes auszufiihren:

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrldssig verkiirzt
wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Gemdfs § 19 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG sind die Bedeutung des strafrechtlich
geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitét seiner Beeintréichtigung durch die Tat Grundlage fiir
die Bemessung der Strafe.
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Jedes fahrléssige Verkiirzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen
Kraftfahrzeuges in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfiir die nach der
Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen
ordnungsgemdfs entwerteten Parkschein entrichtet wird, schédigt in nicht unerheblichem
MafSe das an der Erleichterung des innerstédtischen Verkehrs und an der Rationierung des in
Wien vorhandenen Parkraumes bestehende dffentliche Interesse, dem die Strafdrohung dient.

Dass die Einhaltung der Vorschrift eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass die
Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer héitte vermieden werden
kénnen, ist weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumsténde anzunehmen. lhr
Verschulden kann daher nicht als ganz geringfiigig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung wurden lhre Einkommens- und Vermégensverhdltnisse sowie allfdllige
Sorgepflichten, soweit diese der Behérde bekannt waren, beriicksichtigt. Zudem wurde auf
eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen.

Unter Bedachtnahme auf die Strafzumessungsgriinde und den bis EUR 365,00 reichenden
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und Ihr Verschulden ist die verhdngte Geldstrafe, selbst
bei Vorliegen ungiinstiger Wirtschaftsverhdltnisse, durchaus angemessen und keineswegs zu
hoch.

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stiitzt sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“

In der Beschwerde vom 11. Marz 2021 wurde ausgefiihrt:
,Das Straferkenntnis wird zur Gdnze angefochten und dessen ersatzlose Aufhebung begehrt.

Als Beschwerdegriinde werden unrichtige rechtliche Beurteilung sowie Verletzung wesentlicher
Verfahrensvorschriften geltend gemacht.

[...]
3. Sachverhalt

Vorgehalten wird, der Beschwerdefiihrer héitte das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem
Kennzeichen ***1*** (A) in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone am 10.11.2020, 11:34 Uhr
in 1200 Wien, SchottenaustrafSe 22 abgestellt, ohne fiir seine Kennzeichnung mit einem fiir den
Beanstandungszeitpunkt giiltigen Parkschein gesorgt zuhaben und sohin die
Parkometerabgabe fahrldssig gekiirzt.

Dieser Vorwurf ist unrichtig.
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Der Einspruchswerber hat in keinster Weise die Parkometerangabe fahrldssig verkiirzt, denn
seine Parkscheinbuchung fiir den 10.11.2020 dauerte von 11:34 Uhr bis 11:49 Uhr an.

Beweis: Einvernahme des Einspruchswerbers, zeugenschaftliche Einvernahme des
Kontrollorgans der Parkraumtiberwachung, Kopie Handy Parken, weitere Beweise vorbehalten

Der Beschwerdefiihrer erachtet sich durch die angefochtene Strafverfiigung in seinem
gesetzlich gewdhrleisteten Recht bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen verletzt.

Die Strafverfiigung leidet sowohl an Rechtswidrigkeit des Inhaltes als auch an Rechtswidrigkeit
infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften.

5. Beschwerdepunkte

Zum Zeitpunkt der Ausstellung und Zustellung der in Rede stehenden Strafverfiigung hat der
Beschwerdefiihrer das in Rede stehende KFZ rechtmdfSig in der Kurzparkzone geparkt!

Dies mit einem (iber Handyparken entwerteten 15 Minuten Parkschein.
Dies war und ist der Behérde bekannt.

Die Behérde schenkte dem Gesamtbild des Sachverhaltes keine Bedeutung und fand es nicht
einmal der Miihe wert ihre eigene Behauptung ordentlich zu (iberpriifen.

Die belangte Behérde hat nur unzureichend ermittelt und damit gegen ihre Pflicht zur
Erforschung der materiellen Wahrheit gemdfs § 37 iVm § 39 Abs 2 AVG verstofSen.

Des weiteren hat sie hat das Ermittlungsverfahren einseitig gestaltet und sich mit den fiir die
Beschwerdefiihrerin giinstigen Sachverhaltsmomenten gar nicht, wenn (iberhaupt, dann nur
teilweise beschdftigt.

Bei vollstindiger Ermittlung des entscheidungsrelevanten Sachverhaltes hditte die Behérde zu
dem Ergebnis der Erteilung des Aufenthaltes kommen miissen.

Sie hat sich somit nicht bemiiht, Beweise und Gegenbeweise einander entgegenzustellen und

abzuwdgen.

Eine Begriindung einer solchen Argumentation stellt einen wesentlichen Begriindungsmangel
dar.

Es liegen daher wesentliche Verfahrensmdngel vor.

Hdtte sich die belangte Behérde bzw. der Organverwalter gesetzeskonform verhalten, wdre sie
zu einem fiir den Beschwerdefiihrer giinstigeren Ergebnis gelangt.
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6. Antrdge
Aus all den oben angefiihrten Griinden werden daher héflich gestellt die Antrdge
das Verwaltungsgericht mége
a. gemdfs § 24 VwGVG eine miindliche Verhandlung durchfiihren

b. gemdfs Art 130 Abs 4 B-VG und § 28 Abs 2 VWGVG in der Sache selbst entscheiden und das
angefochtene Straferkenntnis des Magistrats der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, vom
09.02.2021, zu GZ MA67/206701079657/2020, ersatzlos aufheben

in eventu

c. das angefochtene Straferkenntnis des Magistrats der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67,
vom 09.02.2021, zu GZ MA67/206701079657/2020, gemdf3 § 28 Abs 3 VWGVG (bei Ermessen §
28 Abs 4 VwGVG) aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die
Erstbehérde zuriickverweisen.”

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Das kontrollierende Parkraumiiberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen des
mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen ***1*** am 10. November
2020 um 11:34 Uhr in der im 20. Wiener Gemeindebezirk befindlichen, gebiihrenpflichtigen
Kurzparkzone, Schottenaustralie 22, ohne Kennzeichnung mit einem fiir den
Beanstandungszeitpunkt gliltigen Parkschein beanstandet.

Ebenfalls am 10. November 2020 um 11:34 Uhr hat der Beschwerdefiihrer die Riickmeldung
des elektronischen Systems "HANDY Parken" fir den elektronischen 15-Minuten-Parkschein
mit der Bestatigungsnummer 335895961 erhalten.

Nicht bestritten werden der Beanstandungszeitpunkt und der Abstellort des
verfahrensgegenstandlichen Fahrzeuges.

Der Beschwerdefiihrer meint aber, er habe die Parkometerabgabe nicht fahrlassig verkiirzt, da
er flr den Beanstandungszeitpunkt 10. November 2020, 11:34 Uhr, einen elektronischen
Parkschein gebucht gehabt habe.

§ 7 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung normiert:

"(1) Abgabepflichtige, die ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einer Kurzparkzone abstellen,
haben dafiir zu sorgen, dass wéhrend der Dauer seiner Abstellung ein elektronischer Parkschein
aktiviert ist.
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(2) Die Aktivierung eines elektronischen Parkscheines erfolgt durch Ubermittlung einer SMS
oder im Wege einer vom Systembetreiber zur Verfligung gestellten Internet-Applikation liber
das Internet Protokoll (IP) an das elektronische System. Uber das Mobiltelefon bzw. das
(mobile) Endgerit ist die beabsichtigte Parkdauer sowie das behérdliche Kennzeichen des
abgestellten mehrspurigen Kraftfahrzeuges einzugeben, sofern das behérdliche Kennzeichen
nicht bereits im Zuge der Einrichtung des Benutzerkontos im System erfasst wurde
(Abstellanmeldung). Danach ist die Riickmeldung des elektronischen Systems durch SMS oder
im Wege einer vom Systembetreiber zur Verfiigung gestellten Internet-Applikation (iber das
Internet Protokoll (IP) iiber die durchgefiihrte Transaktion abzuwarten (Bestdtigung).

(3) Wird die Abstellanmeldung durch das elektronische System bestiditigt, gilt die Abgabe als
entrichtet oder darf das mehrspurige Kraftfahrzeug fiir einen fiinfzehn Minuten nicht
libersteigenden Zeitraum abgestellt werden."

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichsthofes ist die Parkometerabgabe unverziiglich nach
dem Abstellen des Fahrzeuges zu entrichten. Entfernt sich ein Lenker, ohne diese Pflicht zu
erfillen, vom abgestellten Fahrzeug, so verwirklicht er bereits den Tatbestand der
Abgabenverkirzung nach dem Wiener Parkometergesetz (vgl. VWGH 26. Janner 1998,

96/17/0354).

Wenn die Behérde den Angaben des Meldungslegers mehr Glauben als den Angaben des
Beschwerdefiihrers schenkt, weil jener auf Grund seines Diensteides und seiner
Verfahrensrechtlichen Stellung der Wahrheitspflicht unterliegt und bei deren Verletzung mit
straf- und dienstrechtlichen Sanktionen rechnen misse, hingegen den Beschwerdefiihrer in
seiner Eigenschaft als Beschuldigen keine derartigen Pflichten bzw Sanktionen treffen, und
aulRerdem keine Veranlassung gesehen werden kann, dass der Meldungsleger eine ihm
unbekannte Person wahrheitswidrig habe belasten wollen, so ist diese Argumentation
durchaus schlissig (VWGH 12. April 1996, 96/02/0025, mwN).

Der Verfahrensgrundsatz, dass die Behdrde von Amts wegen vorzugehen hat (§ 24 VStG iVm §
39 Abs 2 AVG, § 25 Abs 1 VStG), befreit die Partei nicht von ihrer Verpflichtung, zur Ermittlung
des maRgeblichen Sachverhaltes beizutragen, wobei diese Mitwirkungspflicht auch den
Beschuldigten im Verwaltungsstrafverfahren trifft. Die Mitwirkungspflicht hat insbesondere
dort Bedeutung, wo ein Sachverhalt nur im Zusammenwirken mit der Partei geklart werden
kann, und erfordert es, dass der Beschuldigte seine Verantwortung nicht darauf beschranken
kann, die ihm zur Kenntnis gelangten Erhebungsergebnisse fiir unrichtig zu erkldren, ohne
diesen ebenso konkrete Behauptungen entgegenzusetzen und entsprechende Beweise
anzubieten. So 16st etwa das blol3e globale Bestreiten des Beschuldigten, ohne nahere
Konkretisierung und Stellung von Beweisantrdgen, in einem durch eine Meldung eines
Sicherheitswachebeamten eingeleiteten Verfahren keine weitere Ermittlungspflicht aus.
Unterlasst der Beschuldigte die gebotene Mitwirkung im Verwaltungsstrafverfahren, so
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bedeutet es keinen Verfahrensmangel, wenn die Behdrde von Amts wegen keine weiteren
Erhebungen durchfiihrt (VWGH 20. September 1999, 98/21/0137).

Es kommt bei der Verwendung des Systems ,Handy Parken” insbesondere darauf an, ob ein
Fahrzeuglenker die Bestatigung seiner elektronischen Parkscheinbuchung im Fahrzeug
abgewartet hat.

Zundachst einmal ist festzuhalten, dass sowohl das PDA des Meldungslegers als auch das System
»Handy Parken“ ihre Systemzeit vom selben Server beziehen. Das heiflt, dass die Systemzeit
(Serverzeit) fir den Beschwerdefiihrer hinsichtlich der Buchungsbestatigung und fir den
Meldungsleger in Bezug auf die Abfrage und den Beanstandungszeitpunkt ident ist. Nach
telefonischer Auskunft der Magistratsabteilung 67 kann der Beanstandungszeitpunkt vom
Meldungsleger nicht verandert werden und wird bei Erstellung der Organstrafverfiigung
(mit)ausgedruckt.

Der gesamte Arbeitsvorgang des Meldungslegers (Nachschau nach Parkscheinen, Umrundung
des Fahrzeuges, Eingabe der KFZ Daten, Abfrage im System, Abwarten der Riickmeldung des
Systems, Driicken des Beanstandungsknopfes am PDA Gerat, Eingabe des Tatortes, der
Ordnungsnummer und des Deliktcodes, Ausdrucken der Beanstandung, Verpacken und
Anbringen am Fahrzeug) dauert so lange, dass diese Amtshandlung einem im Fahrzeug
befindlichen Lenker nicht verborgen bleiben kann.

Dazu kommt, dass eine negative Riickmeldung am PDA des Meldungslegers (kein Parkschein
aktiviert) eine vorangehende Buchungsbestatigung ausschlieSt. Eine Organstrafverfligung kann
auch nur dann ausgedruckt werden, wenn die PDA-Abfrage nach einem elektronischen
Parkschein korrekt durchgefiihrt wurde.

Wahrend der Meldungsleger - insbesondere durch zwei der drei zum Beanstandungszeitpunkt
angefertigten Fotos dokumentiert - zum Zeitpunkt der Abfrage keine Person im Fahrzeug
wahrgenommen hat, wurde seitens des Beschwerdefiihrers nicht einmal behauptet die
Aktivierung des elektronischen Parkscheines im bzw. beim Fahrzeug vorgenommen zu haben.

Somit geht das Bundesfinanzgericht in freier Beweiswirdigung nach § 45 Abs. 2 AVG davon
aus, dass sich der Beschwerdefiihrer von seinem Fahrzeug entfernt hat bevor die Aktivierung
des elektronischen 15-Minuten-Parkschein mit der Bestatigungsnummer 335895961 vom
System ,Handy Parken” bestatigt wurde.

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

"Fiir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist
eine Abgabe zu entrichten."

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

9von 13


javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=19990920&hz_gz=98%2f21%2f0137
javalink?art=LG-W&id=7008700&ida=WienerParkometerabga&hz_id=7008700&dz_VonParagraf=1
javalink?art=LG-W&id=7008700&ida=WienerParkometerabga&hz_id=7008700&dz_VonParagraf=5

Seite 10 von 13

"(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemdf3en Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine)
oder mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fiir das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten Kontrollmafsnahmen mitzuwirken."

Da die Parkometerabgabe zum Zeitpunkt der Abfrage durch den Meldungsleger nicht
entrichtet war, ist der objektive Tatbestand der fahrldassigen Abgabenverkirzung verwirklicht.

§ 5 VStG normiert:

"(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift (iber das Verschulden nicht anderes bestimmt, geniigt zur
Strafbarkeit fahrldssiges Verhalten. Fahrléssigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder
bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand
einer Verwaltungstibertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehért und
der Tdter nicht glaubhaft macht, dafs ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein
Verschulden trifft.

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Téter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur
dann, wenn sie erwiesenermaf3en unverschuldet ist und der Titer das Unerlaubte seines
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte."

Der Beschwerdefiihrer brachte keine Griinde vor, um sein mangelndes Verschulden darzutun,
und es waren auch aus der Aktenlage keine Umstande ersichtlich, dass ihn an der Begehung
der Verwaltungsibertretung kein Verschulden trafe, weshalb von zumindest fahrlassigem
Verhalten auszugehen ist.

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als erwiesen anzusehen.

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert:

"(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrléssig
verkiirzt wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen."

§ 19 VStG normiert:

"(1) Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.
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(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind (iberdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht
schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdigen. Auf das Ausmaf3 des
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der Eigenart des
Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdf anzuwenden.
Die Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse und allféllige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berticksichtigen."

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsibertretung schadigte in nicht
unerheblichem Male das als sehr bedeutend einzustufende 6ffentliche Interesse an der
Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstadtischen Parkraumes sowie an der
ordnungsgemalien und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive
Unrechtsgehalt der fahrldssigen Abgabenverkiirzung kann daher im vorliegenden Fall, selbst
bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden.

Das Ausmal’ des Verschuldens war im beschwerdegegenstandlichen Fall in Anbetracht der
Aullerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Beschwerdefiihrer zumutbaren Sorgfalt
nicht als geringfligig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstande
anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den
Beschwerdefiihrer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hatte oder dass die
Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hatte vermieden
werden kdnnen.

Weil keine rechtskraftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen aktenkundig sind,
kommt dem Beschwerdefiihrer der Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen
Unbescholtenheit zu Gute. Weitere Milderungsgriinde sind nicht hervorgekommen.

Fiir eine unglinstige Einkommens- und Vermogenssituation des Beschwerdeflihrers besteht
nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen
Verhaltnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und
konnen daher nicht bericksichtigt werden.

Unter Bedachtnahme auf die angefiihrten Strafbemessungsgriinde sowie aus general- und
spezialpraventiven Erwagungen ist die verhangte Geldstrafe in Hohe von € 60,00 angesichts
des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens als angemessen und nicht Gberhoht zu
betrachten.

Miindliche Verhandlung:

Sowohl der Tatzeitpunkt als auch der Tatort wurden vom Beschwerdefiihrer der Beschwerde
nicht bestritten. Die Tatsache, dass sich der Beschwerdeflihrer von seinem Fahrzeug, vor dem
Erhalt der Bestatigung des Handyparkscheines, entfernt hat, ist durch die Fotos des
Meldungslegers bestatigt bzw. bewiesen. Dazu kommt, dass die negative Riickmeldung am

11 von 13



Seite 12 von 13

PDA des Meldungsleger (kein Parkschein aktiviert) eine vorangehende Buchungsbestatigung
und somit einen gltigen Parkschein ausschliel3t. Der Meldungsleger kann, wie bereits oben
ausgefiihrt, den Beanstandungszeitpunkt nicht verandern und dieser wird bei der Erstellung
der Organstrafverfligung mit ausgedruckt.

Gemal § 24 Abs. 4 VwWGVG kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von
einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die miindliche Erérterung
eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst. Da dies im gegenstandlichen
Beschwerdefall gegeben ist, wird der Antrag eine mindliche Verhandlung durchzufiihren
abgewiesen.

Kostenentscheidung

Da die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens gemaR & 64 VStG in Hohe von 10% der Strafen
festzusetzen sind, wurden sie somit in Hohe von € 10,00 korrekt festgesetzt.

GemaR § 52 Abs. 1 VWGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein
Straferkenntnis bestatigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

Gemal § 52 Abs. 2 VWGVG ist dieser Betrag fiir das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhangten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Die beschwerdefiihrende Partei hat daher gemal § 52 Abs. 2 VwWGVG weitere € 12,00 als
Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten.

Gemal § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemals anzuwenden.
Gemal § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskraftig verhdngte Geldstrafen oder
sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer
angemessenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist
ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu
erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

Gemal § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehorde oder Finanzstrafbehorde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde zweckmaRig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemall § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fir viele
ausfuhrlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6).
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Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenstandlich nicht vor.

Wien, am 21. April 2021

13 von 13



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung



